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1. Änderung des Teilflächennutzungsplans "Gemeinde Niederlehme Teil 1"
für den Bereich des B-Planes "Seequartier Nico´s Hafen" im OT Niederlehme
Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange

Eingereichte Unterlagen: 
- Anschreiben vom 30.11.2023
- Begründung 26.07.2023
- Planzeichnung, 26.07.2023

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden von den Fachabteilungen 
Naturschutz, Immissionsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs Was-
serwirtschaft hier bezogen auf die Zuständigkeiten des Wasserwirtschaftsamtes ge-
mäß BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes für Umwelt 
(LfU) zur Kenntnis genommen und geprüft. Im Ergebnis dieser Prüfung werden für 
die weitere Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie deren Umsetzung beilie-
gende Stellungnahmen der Fachabteilungen Immissionsschutz und Wasserwirt-
schaft übergeben.  
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Der Fachbereich Naturschutz kann kapazitätsbedingt keine Stellungnahme abge-
ben. Bitte wenden Sie sich zu Fragen an den Fachbereich Naturschutz, Referat N1, 
Herr Jansen (Tel.: +49 335 60676 -5242).  

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Andrea Barenz 

Dieses Dokument wurde am 12.12.2023 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift 
gültig. 

Anlage 
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FORMBLATT  
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs                   

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB) 
  

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 
 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 1 
und 2 

Belang Immissionsschutz 

Vorhaben 
1. Änderung des Teilflächennutzungsplans "Gemeinde 
Niederlehme Teil 1" für den Bereich des B-Planes "Seequartier 
Nico´s Hafen" im OT Niederlehme 

Ansprechpartner*In: Frau Blumberg, Tel.: 0355-4991-1339 
TOEB@lfU.brandenburg.de 

 

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐ 

 

1. Einwendungen  
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 

a) Einwendung 

  

b) Rechtsgrundlage  

 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

 

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen: 

 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung: 

 

 

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger 
Auswirkungen 
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b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme: 

 

 

4. Weitergehende Hinweise 

☐ 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

 

☒ 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage 

1. Planungsgrundsatz 
Die vorliegende Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) wurde insbesondere nach den 
Grundsätzen des § 50 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) i.V.m. § 1 Abs. 5 Nr. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) geprüft. Demnach sollen Flächen unterschiedlicher Nutzung einander so 
zugeordnet werden, dass schädliche Umwelteinwirkungen (§§ 1 und 3 BImSchG) auf schutzwürdige 
Nutzungen weitgehend vermieden und neue Konfliktlagen ausgeschlossen werden. 

Für gewachsene Gemengelagen gilt ein Verbesserungsgebot bzw. Verschlechterungsverbot sowie das 
Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme. Bei Neuplanungen sind Gemengelagen auszuschließen. 
Hier ist der o.g. Vorsorgegrundsatz zu beachten.  

Für die Zulässigkeit von Bauvorhaben innerhalb der Siedlungsgebiete gem. § 34 BauGB ist, wenn 
keine verbindliche Bauleitplanung vorliegt, grundsätzlich von der tatsächlichen Nutzung der 
Umgebungsbebauung auszugehen. Sofern die Gebietscharakteristik der Umgebungsbebauung im 
Sinne der Baunutzungsverordnung (BauNVO) nicht eindeutig bestimmt werden kann, dienen die 
Entwicklungsabsichten, die die Stadt im FNP festlegt, als Orientierung. 
 
2. Sachstand 
Anlass der Beteiligung Träger öffentlicher Belange ist die 1. Änderung des FNP der Stadt Königs 
Wusterhausen. Mit der vorliegenden Planung wird eine Teil-Änderungsfläche dargestellt. Im 
rechtsgültigen FNP ist die Fläche als Wald ausgewiesen. Zukünftig soll eine Festsetzung als 
Wohnbaufläche erfolgen. Mit der 1. Änderung soll eine Nachverdichtung der Ortslage vorbereitet 
werden. Es sind rund 80 Wohneinheiten geplant. Im Parallelverfahren wird der Bebauungsplan 
"Seequartier Nico`s Hafen" aufgestellt. 

Im Geltungsbereich des vorliegenden B-Planes befinden sich nach aktuellem Kenntnisstand keine 
nach Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) genehmigungsbedürftigen Anlagen. Er liegt im 
Einwirkungsbereich von Verkehrsimmissionen (L 30, Wernsdorfer Straße). Auf Grundlage der 
Straßennetzkartierung1 i.V.m. der Straßenverkehrsprognose2 ist mit einer Verdopplung des 
durchschnittlichen täglichen Verkehr (DTV) zu rechnen.  

                                                           
1 Straßennetzviewer- Verkehrsstärken 2015, Landesbetrieb Straßenwesen 
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3. Stellungnahme 
Im Rahmen der Flächennutzungsplanung ist eine Umweltprüfung (§§ 2 Abs.4 i.V.m. 1 Abs. 6 Nr. 7 und 
1a Baugesetzbuch (BauGB)) durchzuführen und die voraussichtlichen Umweltauswirkungen auf die 
Schutzgüter zu ermitteln und auf deren Basis Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu 
benennen.  

Die Problematik der Verkehrsemissionen und deren Auswirkung auf die geplante Wohnnutzung 
wurden im vorliegenden Erläuterungsbericht des FNP-Vorentwurfs nicht thematisiert. Die Beurteilung 
ist im Umweltbericht zu ergänzen. Zur Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse wird auf der 
nachgeordneten Planungsebene die Erstellung von Fachgutachten zur Beurteilung der Emissionen der 
Verkehrsanlagen in unmittelbarer Nachbarschaft zur geplanten Wohnbaufläche als zwingend 
erforderlich bewertet. Eine Abschichtung der gutachterlichen Ergebnisse ist möglich. 

4. Fazit 
Immissionskonflikte sind mit Realisierung der Planung nicht ausgeschlossen. Auswirkungen der 
Planung sind mit Hilfe geeigneter Gutachten im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes 
"Seequartier Nico`s Hafen" zu prognostizieren und zu bewerten. Eine Zusammenfassung der 
Ergebnisse ist in die Begründung und den Umweltbericht des FNP zu übernehmen. Auf der 
nachgeordneter Planungsebene sind Maßnahmen zum Schutz vor Immissionen zu treffen. 

Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beurteilungsgrundlagen ihre 
Gültigkeit. Das Ergebnis der Abwägung durch die Kommune ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB 
mitzuteilen. 

 
 
 
Dieses Dokument wurde am 12.12.2023 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 
 
 

                                                                                                                                                                                     
2 Straßenverkehrsprognose 2030 (SVP 2030) des Landes Brandenburg, Hrsg.: Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung, Stand 
April 2020, tritt mit Wirkung vom 1. Mai 2020 in Kraft 
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FORMBLATT  
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs                   

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB) 
  

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 
 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Wasserwirtschaft 1 und 2 

Belang Wasserwirtschaft 

Vorhaben 
1. Änderung des Teilflächennutzungsplans "Gemeinde 
Niederlehme Teil 1" für den Bereich des B-Planes "Seequartier 
Nico´s Hafen" im OT Niederlehme; Landkreis Dahme Spreewald 

Ansprechpartner*In: 
Referat: 
Telefon: 
E-Mail: 

Heike Priesner 
W13 
0355 4991-1388 
Heike.Priesner@LfU.Brandenburg.de 

 

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐ 

 

1. Einwendungen  
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 

a) Einwendung 

  

b) Rechtsgrundlage  

 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

 

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen: 

 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung: 

 

 

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 
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a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger 
Auswirkungen 

 
 

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme: 

 

 

4. Weitergehende Hinweise 

☐ 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

 

☒ 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage 

Die wasserwirtschaftlichen Belange des LfU Brandenburg gemäß BbgWG § 126 Abs. 3, Satz 3 
betreffend werden folgende Hinweise gegeben: 
 
Grundsätzliche Hinweise zu den wasserwirtschaftlichen Belangen: 
Im Plangebiet befinden sich Gewässer I. Ordnung gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 
Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG). Die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 
sollte beteiligt werden. 
Das Plangebiet schließt Gewässerrandstreifen ein. Das WHG enthält mit dem § 38 eine Vorschrift zum 
Schutz von Gewässerrandstreifen. Die Vorschrift regelt die Zweckbestimmung von 
Gewässerrandstreifen (Absatz 1), die räumliche Ausdehnung (Absätze 2 und 3) und die in den 
Gewässerrandstreifen geltenden Verbote (Absätze 4 und 5). 
Während der Durchführung von Baumaßnahmen besteht die Möglichkeit der Verunreinigung von 
Gewässern durch wassergefährdende Stoffe. Es ist sicherzustellen, dass durch die Einhaltung 
einschlägiger Sicherheitsbestimmungen eine wassergefährdende Kontamination vermieden wird (§ 1 
BbgWG, § 5 Abs. 1 WHG). 
Die Versiegelung der Bebauungsflächen sollte auf ein notwendiges Mindestmaß beschränkt werden, 
um die Grundwasserneubildung möglichst wenig zu beeinträchtigen. Das anfallende 
Niederschlagswasser sollte unter Beachtung des § 54 Abs. 4 Satz 1 BbgWG zur Versickerung 
gebracht werden. 

 
Heike Priesner 
 
Dieses Dokument wurde am 06.12.2023 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 
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 Königs Wusterhausen, 12.12.2023 

 

1. Änderung Teilflächennutzungsplan "Gemeinde Niederlehme Teil 1 " 

LFB-19.02-7026-32/01/23 

 

Stellungnahme der unteren Forstbehörde im Rahmen der Beteiligung der 

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Planungsunterlagen zur 1. Änderung des Teilflächennutzungsplanes der Ge-

meinde Niederlehme Teil 1 wurden waldrechtlich durch die Oberförsterei Königs 

Wusterhausen geprüft. Im Ergebnis teile ich Ihnen nachfolgend mit: 

 

Die 1. Änderung des seit dem 06.05.1998 rechtskräftigen Teilflächennutzungspla-

nes umfasst das Plangebiet des Bebauungsplanes „Seequartier Nicos Hafen“ in 

Niederlehme. 

Hier soll für die Flurstücke 2018 und 2019, Flur 1, Gemarkung Niederlehme, mit 

einer Gesamtflächengröße von 1,0355 ha, eine Änderung der derzeitigen Nut-

zungsart „Wald“ in die Nutzungsart „Allgemeines Wohngebiet“ herbeigeführt wer-

den. 

 

Gemäß § 1 LWaldG hat die untere Forstbehörde die Aufgabe, auf Grund der be-

sonderen Bedeutung des Waldes für die Allgemeinheit, im Besonderen die Bedeu-

tung für die Umwelt, die Schutz-und Erholungsfunktion für die Bevölkerung und 

wegen seines wirtschaftlichen Nutzens den Wald zu erhalten, erforderlichenfalls 

zu mehren und seine ordnungsgemäße Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern. 

 

Oberförsterei Königs Wusterhausen 

 

 

Bearb.:  Kerstin Schoenenburg 

Gesch.Z.:  LFB_SEWA_Obf-KW-

3600/1033+9#439217/2023 

Hausruf:  +49 33762 889927 

Fax:  +49 33762 889196 

Obf.Koenigswusterhausen@LFB.Brandenburg.de 

www.forst.brandenburg.de 

www.forstwirtschaft-in-deutschland.de 
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Bei der in Rede stehenden Fläche handelte es sich um eine mit Altkiefern im Ober-

stand und Laubhölzern, wie Ahorn, Birke, Eiche und Traubenkirsche im Unterstand, 

bestockte intakte Waldfläche, für die die Schutzfunktion – „3100 Lokaler Klima-

schutzwald“ - festgestellt und kartiert worden ist. 

 

Im Jahr 2021 wurde durch den Waldbesitzer ohne Waldumwandlungsgenehmigung 

vorsätzlich die Fällung des gesamten Baumbestandes, die Entfernung der Stubben, 

sowie das Abtragen und Ablagern des Oberbodens veranlasst. 

Diese Handlungen erfüllten den Tatbestand einer illegalen Waldumwandlung und 

damit einer Zuwiderhandlung gegen den § 8 Absatz 1 i.V.m. § 37 Absatz 1 Nr. 1. 

des LWaldG. 

Die untere Forstbehörde reagierte auf die illegale Waldumwandlung mit dem Erlass 

einer Ordnungsverfügung zur Wiederherstellung des rechtmäßigen Zustandes der 

Waldfläche sowie der Einleitung eines Bußgeldverfahrens. Die Verfahren sind ge-

genwärtig Gegenstand von Gerichtsverfahren. 

 

Zwischenzeitlich veranlasste der Waldbesitzer das Wiederauftragen des Oberbo-

dens. Dadurch findet derzeitig eine natürliche Wiederbewaldung der Waldfläche 

statt.  

 

In den Planungsunterlagen ist die Fläche fälschlicherweise als Biotoptyp „Rodungs-

fläche“ (08261) dargestellt. Dies ist zu korrigieren! Bei der besagten Fläche handelt 

es sich weiterhin rechtlich um Wald gemäß § 2 Absatz 1 LWaldG und ist entspre-

chend auch so, den Istzustand betreffend, in den Planungsunterlagen darzustellen. 

 

Nach § 8 Absatz 2 LWaldG sind bei der Entscheidungsfindung über eine Waldum-

wandlung die Rechte, Pflichten und wirtschaftlichen Interessen des Waldbesitzers, 

sowie der Belange der Allgemeinheit gegeneinander und untereinander abzuwä-

gen. Nach § 8 Absatz 2 LWaldG, zweiter Teilsatz soll die Genehmigung versagt 

werden, wenn der Erhalt des Waldes überwiegend im öffentlichen Interesse liegt. 

Hierbei ist auch die ausgewiesene Waldfunktion „Lokaler Klimaschutzwald“ zu be-

rücksichtigen, die als „nicht kompensierbar“ festgelegt ist.  

Der ausgewiesene Klimaschutzwald befindet sich im Anschlussbereich von Wohn-

siedlungen oder Erholungsanlagen. Eine Dauerbestockung aus geschlossenen 

Beständen ist Voraussetzung dafür. Im Klimaschutzwald steht die Walderhaltung 

im Vordergrund. Eine Waldumwandlung der Fläche zum Zwecke der baulichen 

Nutzung würde offensichtlich der Waldfunktionskartierung wiedersprechen. Somit 

überwiegt hier der Walderhalt dem öffentlichen Interesse und nicht dem wirtschaft-

lichen Interesse des Waldbesitzers zur gewinnbringenden Vermarktung des 

Grundstückes. Eine Waldumwandlungsgenehmigung ist aus forstbehördlicher 

Sicht zu versagen. 
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Forst Brandenburg 

 

Auch führt die oben geschilderte, rechtswidrige Vorgehensweise des Waldbesit-

zers zu einer negativen Vorbildwirkung für andere Vorhaben, die es zu verhindern 

gilt.  

 

Aus den vorgenannten Gründen stimmt die untere Forstbehörde der 1. Änderung 

des Teilflächennutzungsplanes der Gemeinde Niederlehme - hier der Änderung 

der Nutzungsart „Wald“ für die Flurstücke 2018 und 2019, Flur 1, Gemarkung Nie-

derlehme in die Nutzungsart „Allgemeines Wohngebiet“ nicht zu. 

 

 

Anmerkung:  

Die in den Planungsunterlagen angeführten Ersatz-und Ausgleichsflächen in der 

Landeswaldoberförsterei Hammer, ziehen nicht automatisch die erforderlichen 

forstrechtlichen Genehmigungen nach sich und beeinflussen auch nicht das Er-

gebnis der Prüfung des Vorhabens. 

 

Fragen zum Sachverhalt beantworte ich Ihnen gern. 

 

Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 2004 (GVBI. I/04, [Nr.06], S. 137, in der jeweils gültigen Fas-

sung 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Burkhard Nass 

 

Dieses Dokument wurde am 12.12.2023 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift 

gültig. 

 

 




